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Von daher ist das eine berechtigte Frage, und Ihre 
Darstellung war leider nicht ganz präzise. Es geht um 
die Schulmitwirkungsgremien und ob da der Zugang 
tatsächlich entsprechend für alle Eltern gewährleistet 
ist und ob diese Vernetzungsarbeit, die die Eltern zu 
Recht einfordern, und der Zugriff, der dann daten-
schutzrechtlich unter einer E-Mail-Adresse – zum Bei-
spiel schulpflegschaft@schuleXY – über LOGINEO 
gewährleistet sein muss, auch gegeben ist. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau 
Beer. – Frau Ministerin, Sie haben die Gelegenheit, 
mit einem Zeitbudget von 1 Minute und 30 Sekunden 
zu reagieren. Bitte schön. 

Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und Bildung: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich muss 
noch einmal sagen: Ihre Ausführungen hier waren 
nicht präzise. 

Sie haben gesagt, 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Es geht um Elternver-
tretungen!) 

ich hätte angekündigt, 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Genau!) 

als Ankündigungsministerin, dass die Elternarbeit mit 
in LOGINEO aufgenommen wird. – Das bestreite ich. 

(Zuruf von der FDP: Mit Recht!) 

Das müssen Sie mir nachweisen, wo ich das jemals 
gesagt haben soll. 

Die Eltern haben das gefordert; wir haben das inten-
siv diskutiert, das ist richtig. Aber es haben sich alle 
Verbände, alle Gewerkschaften dagegen ausgespro-
chen – gegen die Aufnahme in LOGINEO. Das Recht 
für die Eltern und der Wunsch der Eltern und dass 
dieser auch in irgendeiner Weise vielleicht bedient 
werden sollte, wurden nicht bestritten. Das sollte 
aber nicht über LOGINEO geschehen. 

Alles andere, was Sie zu diesem Thema gesagt ha-
ben, entspricht schlicht und ergreifend nicht der 
Wahrheit. Das möchte ich hier ausdrücklich noch ein-
mal betonen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU)  

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Weitere Wortmeldungen haben wir nicht 
und stimmen jetzt ab. Der Ältestenrat empfiehlt, den 
Überweisungsantrag Drucksache 17/10526 … 

(Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]: Doch, eine 
Kurzintervention ist angemeldet worden!) 

– Die habe ich nicht gesehen. 

(Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]: Doch, wir 
haben eine angemeldet!) 

– Das muss korrekt geschehen. Die Anmeldung er-
folgt durch die Führung der Fraktion bei unserer Ge-
schäftsstelle. 

(Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]: Ja, habe ich 
gemacht!) 

– Aber hier nicht; das ist hier nicht angekommen. 

(Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]: Ich habe es 
bei den beiden angemeldet!) 

– Nein, bei denen geht gar nichts; das geht nur da. 
Das müssen wir jetzt leider so akzeptieren; das kann 
ich jetzt auch schlecht ändern. Dahin muss telefoniert 
werden – das ist auch allseits bekannt –, in der Regel 
von der Fraktionsspitze, also der parlamentarischen 
Geschäftsführung. Dann kann die entsprechende 
Person eine Kurzintervention machen, aber ich kann 
die Kurzintervention nicht auf Zuruf zulassen. Ich 
wusste es auch nicht.  

(Zuruf von Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]) 

– Das ist ja nicht schlimm; das kann passieren. Das 
tut mir jetzt für den Fall leid, aber es gibt Gelegenheit, 
die Sache auch bilateral zu klären. 

(Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]: Es geht 
nicht um bilateral, es geht ja um die Öffentlich-
keit!) 

– Dann müsst ihr die anders herstellen. Ich kann jetzt 
keine Kurzintervention zulassen, die offiziell bei uns 
nicht angemeldet ist. Dann würde ich mich hier um 
meine eigene Situation bringen. Das mache ich si-
cher nicht, solange ich hier oben sitze. 

Jetzt sind wir aber am Ende dieser Debatte und kom-
men zur Abstimmung. Der Ältestenrat empfiehlt die 
Überweisung des Antrags Drucksache 17/10526 
an den Ausschuss für Schule und Bildung – fe-
derführend – sowie an den Ausschuss für Familie, 
Kinder und Jugend. Die abschließende Beratung 
und Abstimmung sollen im federführenden Aus-
schuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer ist da-
für? – Gibt es Gegenstimmen? – Enthaltungen? – 
Sehe ich nicht. Damit ist es einstimmig so überwie-
sen. 

Ich rufe auf: 

5 Mehr Transparenz bei politischen Entschei-
dungsprozessen – Einführung eines verbindli-
chen Lobbyregisters und des legislativen Fuß-
abdrucks 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/10838 
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Ich eröffne die Aussprache. Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen begründet nun Herr Kollege Bolte-
Richter den Antrag. 

Matthi Bolte-Richter*) (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Um es 
direkt zu sagen: Politische Interessenvertretung ist 
Bestandteil des demokratischen Prozesses. Unser 
heutiger Antrag richtet sich deshalb nicht gegen die 
Interessenvertretung per se.  

Genauso wenig richtet er sich gegen einen Aus-
tausch zwischen Politik, Wirtschaft und Interessen-
gruppen. Auch der Austausch zum Beispiel mit Un-
ternehmen im Wahlkreis ist ein notwendiger und 
durchaus entscheidender Teil unserer Tätigkeit im 
Rahmen unseres Mandats. 

Wir müssen aber doch zur Kenntnis nehmen, dass 
es in der Vergangenheit immer wieder Skandale – 
wie den Fall Amthor dieses Jahr im Sommer – gege-
ben hat, die in der Bevölkerung das Vertrauen in die 
Politik und auch in das parlamentarische System un-
ter Druck gesetzt haben.  

Immer wieder wird das Vertrauen in die parlamenta-
rische Demokratie erschüttert. Immer wieder gibt es 
gerade mit diesen Geschichten rund um Interessen-
vertretungen und Lobbytätigkeiten Verschwörungs-
theorien zu politischen Entscheidungen. 

Deshalb müssen wir gemeinsam alles tun, um die 
Glaubwürdigkeit der politischen Institutionen zu stär-
ken. Das schaffen wir nur mit transparenter Politik. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir wollen Bürgerinnen und Bürger ermächtigen, 
sich als starke Zivilgesellschaft in unserem Land be-
teiligen zu können und an Entscheidungsprozessen 
mitzuwirken. Dafür müssen sie Entscheidungspro-
zesse und auch die Grundlage von politischen Ent-
scheidungsprozessen nachvollziehen können. Dafür 
brauchen wir die Transparenz, wie und auf welcher 
Grundlage Entscheidungen zustande kommen. 

Es geht uns heute darum, im Prozess der politischen 
Meinungsfindung Transparenz zu schaffen. Bei pro-
fessioneller Interessenvertretung droht immer auch 
ein Ungleichgewicht zwischen ohnehin schon stark 
vertretenen Gruppen, die die Möglichkeit haben, 
durch verfügbare Ressourcen ihre Position oder 
auch die Position ihrer Auftraggeber sehr einfluss-
reich zu vertreten, während andere oft weniger fi-
nanzkräftige Gruppen diese Möglichkeit nicht haben. 

Diesem Ungleichgewicht wollen wir durch Transpa-
renz entgegentreten. Für den Landtag und die Lan-
desregierung soll dies durch ein Lobbyregister ge-
schehen, in dem sich Lobbyist*innen registrieren 
müssen. Damit wollen wir jede Einflussnahme auf 
politische Prozesse und Gesetzgebungsakte trans-
parent machen.  

Durch einen legislativen Fußabdruck soll künftig auf-
gezeigt werden, welche Interessenvertreter*innen in 
welcher Weise auf einen Gesetzentwurf oder eine 
Verordnung der Landesregierung Einfluss genom-
men haben. 

Diese Instrumente sind nichts Neues; sie sind be-
währt, und zwar auf europäischer Ebene. Viele Tau-
send Lobbyist*innen versuchen, im Sinne ihrer Auf-
traggeber die europäische Politik zu beeinflussen. 
Sie tun das aber in einem sehr transparenten Rah-
men.  

Es gibt beim Europäischen Parlament seit vielen 
Jahren ein funktionierendes Lobbyregister, in dem 
vollständige Transparenz über Lobbytätigkeit und 
Auftraggeber geschaffen wird. Seit dem vergange-
nen Jahr gibt es auch den legislativen Fußabdruck. 

Beides hat nicht dazu geführt, dass es zu wenig Aus-
tausch zwischen Politik und Verbänden auf europäi-
scher Ebene gegeben hätte. Es hat auch nicht dazu 
geführt, dass das Parlament und die Europäische 
Kommission nicht mehr arbeiten könnten, sondern 
diese Maßnahmen haben einen entscheidenden Bei-
trag zu mehr Transparenz geleistet. 

Auf Bundesebene haben wir den eben schon ange-
sprochenen Fall „Amthor“ erlebt. Danach waren die 
Unionsfraktionen mittlerweile auch bereit, ein Lobby-
register einzuführen.  

Doch vorgelegt wurde maximal ein unvollständiger 
Versuch. So ist beispielsweise die Regierung neben 
einer Reihe von Ausnahmen beim Bundestag kom-
plett ausgenommen worden. So sollte man es nicht 
machen. 

Deswegen nehmen wir in unserem Antrag die Regie-
rung natürlich in diesen Prozess hinein und halten die 
Ausnahmen beschränkt, weil wir eben ein Lobbyre-
gister brauchen, das wirklich Transparenz schafft. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das muss man sich vergegenwärtigen, weil in der 
Diskussion oft betrachtet wird, wessen Interessen – 
auch in dieser Debatte – eigentlich vertreten werden.  

Wir sehen, dass einige, die versuchen, diese Trans-
parenz zu schützen, schon viel weiter sind. Jüngst 
haben sich Transparency International, der NABU, 
aber eben auch der Verband der Chemischen Indust-
rie und der Bundesverband der Deutschen Industrie 
in einer gemeinsamen Initiative für ein echtes Lobby-
register im Bund ausgesprochen. Das heißt also: Wir 
sind hier auf dem richtigen Weg, der auch breit ge-
tragen wird. 

Vielleicht wird gleich in der Debatte gesagt: Das ist 
auf Landesebene doch alles halb so wild. – Das mag 
auf den ersten Blick vielleicht so aussehen. Mit den 
35.000 Lobbyist*innen auf europäischer Ebene kön-
nen Landtag und Landesregierung sicher nicht mit-
halten.  
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Aber natürlich wird auch auf Landesebene versucht, 
Politik zu beeinflussen. Auch wenn es weniger Inte-
ressenvertreter gibt, wollen wir ihre Arbeit transpa-
rent machen.  

Dafür ist nicht alleine das Lobbyregister ein wichtiger 
Schritt, sondern auch der legislative Fußabdruck, 
denn die große Mehrheit der Gesetz- und Verord-
nungsentwürfe kommt von der Landesregierung. 
Dort haben wir in der Vergangenheit immer mal wie-
der Beispiele erlebt, bei denen Vorlagen aus Verbän-
den eins zu eins in Regierungsdokumente übernom-
men wurden.  

Meine Damen und Herren, ich möchte an Sie appel-
lieren: Gehen wir diesen für unsere Demokratie wich-
tigen Weg gemeinsam. Schaffen wir mehr Transpa-
renz. Nehmen wir gemeinsam der politischen Inte-
ressenvertretung ihren Mythos, damit sie nicht länger 
Gegenstand von Verschwörungsmythen sein kann.  

Lassen Sie uns gemeinsam daran arbeiten, dass wir 
mehr Offenheit und mehr Nachvollziehbarkeit für po-
litische Interessenvertretungen bewirken, damit wir 
letztlich dadurch die Grundlage bilden, mehr Beteili-
gung zu ermöglichen und mehr Demokratie für unser 
Land zu schaffen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Bolte-Richter. – Herr Dr. Geerlings hat das Wort für 
die CDU-Fraktion. 

Dr. Jörg Geerlings (CDU): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen möchte gerne mehr Trans-
parenz bei politischen Entscheidungsprozessen her-
stellen und deshalb ein verbindliches Lobbyregister 
und einen legislativen Fußabdruck einführen.  

Die Frage, ob verbindliche Regeln für den Umgang 
mit Lobbyismus erforderlich sind, wird auf unter-
schiedlichen staatlichen Ebenen seit Langem kontro-
vers diskutiert, nun auch hier im Landtag von Nord-
rhein-Westfalen. In der Tat ist natürlich eine Unter-
scheidung zwischen den Ebenen vonnöten.  

Bevor ich jedoch zu einer abschließenden Antwort 
komme, möchte ich zunächst ein paar Fragen an die 
Antragsteller richten:  

Erstens. Was ist eigentlich Lobbyismus? – Der Be-
griff bezeichnet in Deutschland eine Form der Inte-
ressenvertretung in Politik und Gesellschaft, bei der 
Interessengruppen, sogenannte Lobbys, durch per-
sönliche Kontakte, aber auch durch öffentliche Stel-
lungnahmen die Gesetzgebung, das Regierungs-
handeln und nicht zuletzt die öffentliche Meinung be-
einflussen möchten.  

Insoweit stimme ich dem Antragsteller zu – ich zi-
tiere –: 

„Es gehört zum Wesen einer funktionierenden 
Demokratie, dass Bürgerinnen und Bürger, Ver-
bände und Vereine und auch Unternehmen ihre 
Interessen gegenüber der Politik artikulieren kön-
nen. Insofern haben sie das Recht, zu versuchen, 
auf entsprechende Regierungstätigkeiten und 
Gesetzgebungsverfahren in ihrem Interesse Ein-
fluss zu nehmen.“ 

Alle Abgeordneten dieses Hohen Hauses sind täglich 
Adressaten von Lobbyismus. Wir erhalten Stellung-
nahmen, Zuschriften, Briefe und Zeitschriften, E-
Mails oder Anrufe. Auch in den Anhörungen der Aus-
schüsse sind Vorträge von Lobbyisten an der Tages-
ordnung. Insofern ist Lobbyismus etwas Alltägliches 
und auch Normales.  

Zweitens. Ist Lobbyismus etwas Schlechtes? – Zu-
gegeben, der Begriff ist in Deutschland negativ be-
setzt. Auch der Antragsteller gibt sich Mühe, Lobby-
ismus als etwas Negatives darzustellen. Da werden 
Vermutungen über Philipp Amthor geschrieben, der 
Cum-Ex-Skandal wird erwähnt usw.  

Es ist natürlich richtig, Dinge, die schieflaufen und 
falsch laufen, auch zu benennen und zu brandmar-
ken. Die Frage ist aber, ob das pauschal erfolgen 
muss.  

Sie, meine Damen und Herren von der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen, geben sich jede Mühe, Lob-
byismus als etwas Schlechtes zu brandmarken, ihn 
in Verruf zu bringen und ihn auch zu skandalisieren.  

Warum schreiben Sie aber nicht über die Gespräche, 
die wir alle zum Beispiel mit Kirchen, Gewerkschaf-
ten oder Sozialverbänden führen? Warum sagen Sie 
nichts dazu, dass Sie sich regelmäßig mit Lobbyisten 
wie dem Bund für Umwelt und Naturschutz treffen, 
was ich gar nicht bewerten möchte? – Auch dabei 
handelt es sich um Lobbyismus.  

(Monika Düker [GRÜNE]: Das wollen wir auch 
sagen!) 

– Das ist sehr gut. – Ihre Schwarz-Weiß-Malerei – 
hier die guten Umweltverbände, dort die bösen Kon-
zerne – funktioniert jedenfalls nicht und wäre in der 
Sache auch daneben.  

(Monika Düker [GRÜNE]: Darum geht es ja! 
Wir wollen das transparent regeln!) 

Das werden wir sicherlich in der Diskussion noch ein-
mal vertiefen.  

(Monika Düker [GRÜNE]: Es geht um Trans-
parenz!) 

Damit komme ich zur weiteren Frage, wie Sie es 
selbst mit Lobbyismus halten. Ich könnte es mir jetzt 
einfach machen und aus dem „SPIEGEL“ vom 14. 
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Mai 2011 zu zitieren: Erst Bio und dann Bimbes. – 
Damit ist eigentlich alles gesagt.  

Da aber meine Redezeit noch nicht vorbei ist, werde 
ich noch einige Ausführungen machen. Damit Sie mir 
nicht vorwerfen, ich würde alte, längst vergessene 
Geschichten hervorkramen, spreche ich nicht über 
Joschka Fischer, Rezzo Schlauch oder Gunda Rös-
tel, sondern beschränke ich mich auf aktuelle Fälle.  

Daniel Mack war zwei Jahre lang Mitglied des Hessi-
schen Landtags. Dort beschäftigte er sich unter an-
derem mit der Digital- und Netzpolitik. Seit Jahresbe-
ginn 2020 ist er Lobbyist für Verkehrs-, Umwelt- und 
Digitalpolitik, und zwar nicht etwa bei einer Vorfeldor-
ganisation der Grünen, sondern beim deutschen Au-
tokonzern Daimler.  

Kerstin Andreae saß 17 Jahre lang für die Grünen im 
Bundestag, unter anderem als stellvertretende Frak-
tionsvorsitzende, und beschäftigte sich dort mit Wis-
senschaft und Technologie. Seit knapp einem Jahr 
ist sie nun Vorsitzende der Hauptgeschäftsführung 
des Bundesverbands Energie- und Wasserwirt-
schaft, der auch die Betreiber von Atom- und Kohle-
kraftwerken vertritt.  

Matthias Berninger war Staatssekretär beim Bundes-
ministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und 
Landwirtschaft. Das ist das Ministerium, das sich un-
terem anderem für gesunde Ernährung einsetzt. 
Zwei Jahre nach seinem Ausscheiden begann er 
eine Tätigkeit als Lobbyist beim Süßwarenkonzern 
Mars. Seit dem vergangenen Jahr ist er Politikchef 
des Bayerkonzerns und darf in dieser Funktion unter 
anderem für das umstrittene Pflanzenschutzmittel 
Glyphosat werben.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen, 
wer für mehr Transparenz bei politischen Entschei-
dungsprozessen eintritt und sich für den gläsernen 
Politikbetrieb einsetzt, sollte sich an das wohlbe-
kannte Sprichwort erinnern: Wer im Glashaus sitzt, 
soll nicht mit Steinen werfen. 

(Beifall von der CDU) 

Daher freue ich mich bereits jetzt auf die Debatte im 
Innenausschuss. Dort werden wir sicher Gelegenheit 
haben, die heute aufgeworfenen Fragen vertieft zu 
diskutieren. Der Überweisung stimmen wir selbstver-
ständlich zu. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Dr. Geerlings. – Als nächster Redner spricht für die 
SPD-Fraktion Herr Kollege Wolf.  

Sven Wolf (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Vielen Dank, dass wir 

jetzt auch hier im Landtag über das Thema „Lobby-
register“ diskutieren.  

Wir als Sozialdemokraten drängen im Deutschen 
Bundestag bereits seit Langem auf eine entspre-
chende Regelung dort.  

Ich habe den Eindruck, lieber Herr Kollege Dr. Geer-
lings, dass sich die CDU im Gegensatz zu dem, was 
Sie gerade vorgetragen haben, schon bewegt. Dazu 
hat der Fall Amthor mit Sicherheit beigetragen. Wenn 
ich böse wäre, würde ich sagen: Da war er dann auch 
ein bisschen nützlich.  

Ich denke aber, es gibt inzwischen grundsätzlich in der 
Politik – auch bei der CDU – die Einsicht, dass die Zei-
ten von Geldkoffern und Ehrenworten vorbei sind. Das 
ist meines Erachtens gut. Herr Kollege Geerlings, im 
Gegensatz zu Ihnen will ich es damit aber auch bei der 
Abarbeitung an anderen politischen Mitbewerbern be-
lassen.  

Ich glaube, wir sollten uns in dieser Diskussion viel-
mehr der Frage widmen, warum Transparenz für un-
sere Demokratie so wichtig ist. 

Unsere Demokratie begegnet immer wieder unter-
schiedlichen Skeptikern. Es gibt eine gesunde Skep-
sis nach dem Motto: Na ja, was macht Politik eigent-
lich? Wie agieren die Politiker in den Parlamenten?  

Dann gibt es den ungesunden Populismus, der 
grundsätzlich Politikverdrossenheit schüren und 
grundsätzlich dazu beitragen will, Demokratie in 
Zweifel zu ziehen. 

Wir als Abgeordnete sind der Bevölkerung verant-
wortlich, immer wieder deutlich zu machen, dass wir 
hier gemeinsam für eine saubere politische Arbeit 
stehen. Wenn sich einzelne schwarze Schafe in der 
Herde verstecken, muss das beleuchtet werden, 
denn alles andere würde dazu führen, dass man, 
wenn solche Vorfälle im Dunkel blieben, glauben 
würde, da sei eine Riesengruppe an schwarzen 
Schafen.  

Insofern ist es hilfreich, dass wir diese Diskussion 
auch hier in Nordrhein-Westfalen führen, damit wir 
deutlich machen, dass wir mehr Transparenz brau-
chen. 

Grundsätzlich ist es für Abgeordnete legitim, sich zu 
informieren. Es wäre auch falsch, wenn wir in be-
stimmten Bereichen nicht Expertenwissen und Fach-
wissen hinzuziehen würden; das machen wir in den 
Expertenanhörungen in den Ausschüssen schließ-
lich sehr regelmäßig.  

Außerdem haben wir ein freies Mandat, das uns das 
auch erlaubt, denn wir legen den Bürgerinnen und 
Bürgern bei der Wahl Rechenschaft ab. 

Dann stellt sich die Frage, wer eigentlich als Lobbyist 
gilt. Ich möchte es nicht wie Herr Dr. Geerlings 
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machen und Wortklauberei betreiben, sondern ein 
ganz konkretes Beispiel bemühen:  

Wenn ein Unternehmer aus meinem Wahlkreis zu 
mir kommt, beispielsweise ein Gastronom, der 
coronabedingt schließen musste, Probleme hat und 
mich fragt, was er tun könne, ob er Coronahilfe be-
komme, ob er eventuell einen Insolvenzantrag stel-
len müsse, ob die insolvenzrechtlichen Regelungen 
in Ordnung seien oder nicht – ist das dann Lobbyis-
mus? Oder ist das lediglich ein betroffener Bürger 
aus meinem Wahlkreis, der sich an mich wenden 
darf? – Diese Trennschärfe muss, wenn wir über das 
Lobbyregister sprechen, sehr deutlich gegeben sein.  

Darüber hinaus müssen wir eine klare Grenze zwi-
schen offenem und verdecktem Lobbyismus ziehen. 
Offener Lobbyismus ist dann gegeben, wenn wir Ex-
pertinnen und Experten einladen, wenn wir mit Drit-
ten im Innenbereich offen kommunizieren. Herr Mi-
nister, wir reden häufig mit den Polizeigewerkschaf-
ten. Das sind in gewisser Weise auch Lobbyisten, die 
aber offen mit uns Gespräche führen.  

Verdeckter Lobbyismus ist dann gegeben, wenn er 
sich gar nicht richtig zu erkennen gibt, wenn man auf 
einmal merkt, dass jemand versucht, einen selbst in 
der politischen Entscheidung massiv zu beeinflus-
sen. Darüber müssen wir reden. 

Des Weiteren müssen wir das deutliche Zeichen set-
zen, dass wir Korruption und Manipulation verhin-
dern müssen. Dann können wir alle ein Vorbild für 
viele andere Länder – zum Beispiel innerhalb der Eu-
ropäischen Union – sein. 

Wir müssen auch darüber diskutieren, wie diese Re-
gelungen genau aussehen müssen und können, da-
mit gute Regelungen nicht am Ende durch zahlreiche 
Ausnahmen durchlöchert werden. 

Wenn Sie sich die politikwissenschaftlichen und 
rechtswissenschaftlichen Diskurse anschauen, wird 
Ihnen auffallen, dass man insbesondere den Ge-
samtprozess der Gesetzgebung in den Mittelpunkt 
stellt und sich überlegt, an welchen Stellen es Ein-
fallstore gibt, wo Gesetze hinterher deutlich anders 
aus einem Parlament herauskommen, als sie hinein-
gingen – das ist erst einmal nichts Schlechtes –, wo 
jemand verdeckt versucht, das Gesetz so zu drehen, 
wie es ihm oder seiner Gruppe eben passt. 

Solche Beteiligungsprozesse kann man regeln. Der 
Deutsche Bundestag diskutiert aktuell sehr detailliert 
darüber, ob man das in der Geschäftsordnung oder 
in einem Gesetz regelt. Auch diese Frage, was ver-
fassungsrechtlich geboten ist, müssen wir gemein-
sam im Innenausschuss diskutieren.  

Wir haben uns bisher im Landtag Nordrhein-Westfa-
len wie viele andere Parlamente für einen sehr trans-
parenten Umgang für uns selbst entschieden. Wir 
haben die sehr offene und transparente Regelung, 
dass wir unsere Nebeneinkünfte offenlegen. Auf der 

Homepage des Landtags kann man erfahren, ob ein 
Abgeordneter neben seiner Tätigkeit hier noch an-
dere bezahlte Tätigkeiten ausübt. 

Wir können uns aber auch Beispiele aus anderen 
Bundesländern anschauen wie Rheinland-Pfalz und 
Brandenburg. Diese Bundesländer sind in Sachen 
Lobbyregister vorangegangen; ihre Erfahrungen soll-
ten wir in unserer Diskussion berücksichtigen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Grünen, Sie ha-
ben das Thüringer Transparenzgesetz beispielhaft 
erwähnt. Das kann man sich anschauen, denn es ist 
eine der wenigen gesetzlichen Regelungen, um 
Transparenz im Gesetzgebungsverfahren herzustel-
len. Ich meine allerdings, dass diese Thüringer Re-
gelung an der einen oder anderen Stelle nicht weit 
genug geht. 

Wir haben in einer weitergehenden Diskussion au-
ßerdem die Frage zu beantworten, was andere Län-
der in der Europäischen Union machen. Gibt es Bei-
spiele, die man heranziehen kann?  

Wie kann man die Wissenschaft einbeziehen? Es 
gibt viele sehr gute wissenschaftliche Positionen. Ich 
möchte das politikwissenschaftliche Stichwort „Policy 
Learning“ nennen.  

Wir müssen uns aber auch die Frage nach den Gren-
zen solcher Regelungen stellen, denn wir greifen in 
Grundrechte ein und müssen die Gewaltenteilung 
zwischen Parlament und Regierung insbesondere im 
Arkanbereich beachten und berücksichtigen. 

Sie merken, dass es eine ganze Reihe Fragen gibt, 
die wir noch diskutieren müssen. 

Ich möchte noch einige anfügen: Soll es eine Baga-
tellschwelle geben? Wollen wir darüber diskutieren? 
Soll es Sanktionsmöglichkeiten geben? Soll es ein 
Rechtsmittelverfahren und eine Beschwerdestelle 
geben? Wollen wir nur die Regierung oder auch 
nachgeordnete Behörden einbeziehen?  

Sie merken also: Es stellen sich viele spannende 
Fragen im Rahmen von mehr Transparenz für dieses 
Parlament und mehr nützender Transparenz für un-
sere Demokratie.  

Deswegen stimmt die SPD-Fraktion der Überwei-
sung in den Innenausschuss sehr gerne zu. Wir 
freuen uns auf eine konstruktive Diskussion. – Vielen 
herzlichen Dank. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Wolf. – Für die FDP-Fraktion spricht Herr Höne. 

Henning Höne (FDP): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Im vorliegenden Antrag for-
dert die antragstellende Fraktion der Grünen die 
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Landesregierung auf, ein Gesetz zur Einführung 
eines Lobbyregisters vorzulegen.  

Das Lobbyregister ist ein spannendes und wichtiges, 
aber auch komplexes Thema; das hat die bisherige 
Debatte, wie ich finde, ganz gut gezeigt. Das Schöne 
an einer ersten Lesung zu einem umfassenden An-
trag ist ja, dass man sich dem Thema noch einmal 
etwas grundsätzlicher zuwenden kann. 

Lobbyismus – das haben meine Vorredner gerade 
schon angesprochen – wird in der Öffentlichkeit oft 
etwas Anrüchiges und Schattenhaftes zugespro-
chen; so ist ja auch der Einstieg in den hier vorliegen-
den Antrag formuliert.  

Die Wahrheit ist meiner festen Überzeugung nach je-
doch: Lobbyismus, also die Vertretung von Interes-
sen, ist notwendiger Bestandteil einer Demokratie, 
weil doch selbstverständlich sein sollte, dass sich je-
der und jede mit seinen bzw. ihren Interessen in den 
politischen Prozess einbringen darf und sich natür-
lich auch jeder zu genau diesem Zweck organisieren 
und mit anderen zusammenschließen kann. Auch 
das bestätigt der Antragsteller im vorliegenden An-
trag.  

Es ist dann die Aufgabe von uns Abgeordneten, die 
unterschiedlichsten Interessen zu hören, einzubezie-
hen, abzuwägen und dann zum Wohle des Landes 
zu entscheiden.  

Lobbyismus und Interessenvertretung stellen also 
kein grundsätzliches Problem dar – im Gegenteil: 
Lobbyismus ist notwendig, birgt aber problematische 
Aspekte oder kann problematische Aspekte mit sich 
bringen.  

Daher teile ich einige der Analysen der Antragsteller 
durchaus. Ein Problem besteht darin, dass unter-
schiedliche Interessen unterschiedlich gut organisiert 
und auch unterschiedlich stark ausfinanziert sind. 
Das darf aber natürlich nicht darüber entscheiden, 
wer gehört wird.  

Werden Interessen des Weiteren verdeckt vertreten 
oder – auch das reicht schon aus – haben Menschen 
nur das Gefühl, dass dies passiert, schwindet ganz 
allgemein das Vertrauen in politische Prozesse.  

Wie kann man das angehen? Wie kann man das lö-
sen? – Zu Punkt eins: Es ist Aufgabe von uns allen, 
alle Interessen zu hören und darauf zu achten, dass 
wir nicht nur die Lauten, gut Organisierten und gut 
Finanzierten hören. Problem Nummer zwei lösen wir 
mit Transparenz. 

Das Ziel des Antrags, den Rahmen für die Interes-
senvertretung zu definieren und damit Transparenz 
herzustellen – das will ich ganz deutlich sagen –, wird 
von mir und meiner Fraktion geteilt. In der Enquete-
kommission „Subsidiarität und Partizipation“ gibt es 
Diskussionen in eine sehr ähnliche Richtung. 

Wichtig finde ich dabei, dass Transparenz nicht nur 
für uns im Parlament gelten muss, sondern natürlich 
auch für die Exekutive. In der Tat stellt sich dann die 
spannende Frage, lieber Kollege Sven Wolf, inwie-
fern das auch für nachgeordnete Bereiche wichtig ist, 
denn wir alle wissen, dass ein Großteil der Gesetzes-
vorlagen, die wir hier beraten, in der Exekutive erar-
beitet werden. Selbstverständlich hat das Parlament 
das letzte Wort, aber der Prozess beginnt ja nicht erst 
mit der ersten Lesung hier im Plenum. 

Ich rate uns deshalb übrigens auch – das sage ich 
bewusst in Richtung der Antragsteller – zu etwas 
mehr parlamentarischem Selbstbewusstsein, bei ei-
nem solchen Thema nicht die Regierung damit zu 
beauftragen, wie wir hier als Abgeordnete unsere Ar-
beit am Ende organisieren.  

Mit mehr Selbstbewusstsein meine ich, ein solches 
Gesetz selber zu erarbeiten und das nicht aus der 
Hand zu geben; der Minister wird es mir nachsehen. 
Ich sage für meine Fraktion ganz deutlich: Wir sind 
hier gerne zu Gesprächen bereit. 

Wie so oft steckt der Teufel in den Details, denen wir 
uns in den Ausschussberatungen nähern können. 
Wie bei meinen Vorrednern gibt es auch bei uns ein 
paar Fragen, die sicherlich eine Rolle spielen wür-
den. 

Wir erleben im Moment die Diskussion auf Bundes-
ebene. Nun weiß ich, dass es wahrscheinlich illuso-
risch ist zu glauben, wir könnten zwischen Bundes-
tag und 16 Landesparlamenten e eine gemeinsame 
Plattform schaffen. Darauf können wir nicht warten; 
so viel Zeit haben wir nicht.  

Zumindest hielte ich es jedoch für durchaus klug, ein-
mal zu schauen, was auf Bundesebene passiert, und 
zu überlegen, ob Lösungen daran andocken oder 
möglicherweise rein von der Verarbeitung der Daten 
her kompatibel damit sein könnten. 

Zudem müssen wir uns, wie ich finde, sehr wohl fra-
gen, wo die Freiheit des Mandats durch ein solches 
Register berührt wird, denn – und das sage ich nicht, 
um Dinge zu vertuschen – im Zweifelsfall können zur 
effektiven Kontrolle der Exekutive auch einmal ver-
trauliche Gespräche seitens der Parlamentarier ge-
hören. Auch das gilt es zu beachten. 

Bürokratie ist ein weiteres wichtiges Thema. Das 
Ganze muss handhabbar und das Parlament arbeits-
fähig bleiben; darin sind wir uns mit Sicherheit einig.  

Es wurde das Beispiel angeführt, Terminkalender 
vorab zu veröffentlichen. Viele Kolleginnen und Kol-
legen tun das. Ich tue das auf meiner Homepage üb-
rigens auch.  

Die Frage ist allerdings, ob das in einem größeren Um-
fang auf Dauer wirklich so gut handhabbar ist mit dem 
Wissen, wie spontan Termine manchmal vereinbart, 
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verschoben oder auch abgesagt werden. Da muss man 
sicherlich genauer hinschauen. 

Die Frage der Sanktionen ist auch ein Thema, das 
uns beschäftigt. Selbstverständlich dürfen solche 
Regelungen kein zahnloser Tiger sein; das würde 
nichts bringen. Es muss aber auch praktisch umsetz-
bar und handhabbar bleiben.  

Am Ende steht natürlich auch immer die Frage nach 
der Verhältnismäßigkeit. Kollege Sven Wolf hat das 
gerade im Zusammenhang mit den Bagatellgrenzen 
angesprochen: Ab wann ist eine solche Registrie-
rung zwingend notwendig? Schließlich wollen wir 
hier Transparenz ermöglichen bzw. schaffen. Aber 
wir wollen damit auch kleinen und kleinsten Interes-
senvertretern den Weg zum Parlament nicht er-
schweren. 

Es gibt also viele Fragen sehr grundsätzlicher Art, 
verfassungsrechtlicher Art, parlamentarischer Art, 
aber auch organisatorischer Art. Ich kann feststellen, 
dass es viele Übereinstimmungen bei den grundsätz-
lichen Zielen gibt. Wie so oft, ist über den Weg ge-
nauer zu diskutieren. Die Ausschussberatungen kön-
nen dazu ein erster guter Schritt sein. Ich wiederhole 
für die Fraktion der Freien Demokraten noch einmal: 
Wir sind sehr gerne gesprächsbereit. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Höne. – Jetzt spricht Herr Tritschler für die AfD-Frak-
tion. 

Sven Werner Tritschler (AfD): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die AfD-
Fraktion nimmt mit Zustimmung zur Kenntnis, dass 
sich die Grünen gegen intransparenten Lobbyismus 
aussprechen und zumindest vordergründig und sym-
bolisch versuchen, dem entgegenzuwirken. Ein Re-
gister, gewisse Veröffentlichungspflichten – all das ist 
sicherlich nicht verkehrt. Wir werden diesen Antrag 
daher wohlwollend in den Ausschüssen begleiten 
und ihm voraussichtlich auch zustimmen. 

Allerdings sind Sie an dieser Stelle nicht besonders 
glaubwürdig, meine Damen und Herren von den Grü-
nen, und das nicht nur, weil Sie jetzt überall von Re-
gierungsbeteiligungen und Kanzlerschaft träumen. 
Sie sind doch längst im System angekommen. Des-
halb ist es auch ein bisschen einäugig, wenn in Ihrer 
Aufzählung von Verfehlungen nur Mitglieder von 
CDU und SPD einen Platz haben. Fangen Sie doch 
mal bei sich selbst an. Ich will ein paar Beispiele nen-
nen: 

Barbara Steffens war bis 2018 Kollegin hier im Haus. 
Bis 2017 war sie grüne Gesundheitsministerin. Sie 
wechselte nahtlos zur Techniker Krankenkasse – 
aber sicher nur wegen ihrer Fachkompetenz. 

Reiner Priggen war bis 2015 Fraktionsvorsitzender 
hier im Haus. Er setzte sich energisch für erneuer-
bare Energien ein und wurde 2016 – auch da sicher 
kein Zusammenhang – Vorstandsvorsitzender des 
Landesverbandes Erneuerbare Energien. 

Auch schön: Der Vater des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes, das uns in Deutschland die höchsten 
Strompreise der Welt beschert, ist Hans-Josef Fell, 
ehemals Bundestagsabgeordneter für die Grünen. 
Er wurde von einem chinesischen Milliardär mit ei-
nem sogenannten Preis für Weltzivilisation und 2,2 
Millionen Euro beglückt. Aber das hat sicher nichts 
damit zu tun, dass sich Herr Fell in seiner Zeit im 
Bundestag besonders engagiert gegen Zölle auf chi-
nesische Billigsolaranlagen einsetzte. 

Einen will ich noch nennen, weil er so ein besonders 
schönes Beispiel ist; Herr Geerlings hat das eben 
auch schon getan. Herr Matthias Berninger, vormals 
grüner Landesvorsitzender in Hessen, ehemals 
Staatssekretär im Bundesministerium für Verbrau-
cherschutz, Ernährung und Landwirtschaft, wech-
selte nahtlos zum Süßwarenriesen Mars und ist in-
zwischen – nach der Übernahme von Monsanto – bei 
der Bayer AG untergekommen. 

Das alles sind sicher nur Zu- und Einzelfälle, auch 
wenn man davon locker ein paar Dutzend aufzählen 
könnte. Aber es passt natürlich zusammen. Eine Par-
tei der Freiheitsfeinde, des Verbots, des Dirigismus 
ist für Korruption und Lobbyismus besonders anfällig. 
Es gibt milliardenschwere Branchen, die überhaupt 
nur dank grüner Politik existieren können, etwa die 
sogenannten erneuerbaren Energien oder die Elekt-
romobilität. 

In Ländern, in denen sich die Politik Restverstand 
und Restanstand bewahrt hat, spielen diese Bran-
chen überhaupt keine Rolle; denn sie können aus ei-
gener Kraft wirtschaftlich nicht existieren. Sie beste-
hen nur da, wo der Staat zu ihren Gunsten reglemen-
tiert und subventioniert. Dort bedanken sich die Pro-
fiteure auch artig bei den Grünen, die so großzügig 
mit dem Geld unserer Bürger umgehen. 

Das fängt bei den grünen Parteitagen an, die die Par-
tei kein Geld kosten; denn vor dem Saal gibt es die 
sogenannte Lobbyistenmeile. Da dürfen dann alle – 
vom Mittelstandsverband abfallbasierter Kraftstoffe 
bis zum Bundesverband der deutschen Baumschu-
len – ihre Zelte aufschlagen und die versammelten 
Funktionäre der Grünen großzügig mit Kugelschrei-
bern, Jutetaschen und Kaltgetränken für sich einneh-
men. 

(Zuruf: Kaffee gibt es auch!) 

Zum Dank überweisen sie dann einen kleinen Obo-
lus in die Grünenkasse. Das ist die moderne Form 
des Geldkoffers, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der AfD) 
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Die größten Paläste auf der Lobbyistenmeile errich-
tet aber freilich immer die Erneuerbare-Energien-In-
dustrie. Dort ist man zu solchen Anlässen besonders 
großzügig; denn, wie gesagt, die ganze Industrie 
würde ohne grünen Zwangsgriff in die Tasche der 
Bürger keinen Cent erwirtschaften. 

Wer dagegen in der grünen Schwarz-weiß-Welt eher 
auf der dunklen Seite zu Hause ist, errichtet zwar kei-
nen Stand auf dem Parteitag – das sähe auch irgend-
wie komisch aus –, kauft sich aber sicherheitshalber 
dann doch lieber den einen oder anderen Altgrünen 
als Lobbyisten ein, um die schlimmsten Auswüchse 
grüner Regulierung zu seinen eigenen Gunsten ein 
wenig zu verbiegen. 

So landet dann eben ein grüner Verbraucherschutz-
staatssekretär beim Gentechnikriesen oder – ein an-
deres Beispiel – bei der Tabaklobby, wie die frühere 
grüne Bundestagsabgeordnete Tritz. 

All die armen darbenden Grünen, die kein Lobbyver-
band haben will, brauchen sich auch nicht zu sorgen. 
Auch an sie ist gedacht. Meine frühere Kölner Rats-
kollegin Kirsten Jahn zum Beispiel, vormals Frakti-
onschefin im Rat, wurde von ihrer Duzfreundin Hen-
riette Reker bei Metropolregion Rheinland, einer 
halbstaatlichen Organisation, mit einem sechsstelli-
gen Gehalt als Geschäftsführerin untergebracht. Na-
türlich gab es kein ordentliches Ausschreibungs- und 
Bewerbungsverfahren. Man kennt sich, man hilft 
sich. 

So sind Sie, meine Damen und Herren von den Grü-
nen, heute die Partei der institutionalisierten Korrup-
tion geworden. Es gibt keinen Lebensbereich, keine 
Branche der Volkswirtschaft, die Sie nicht mit einem 
immer engeren Netz von staatlichen Eingriffen über-
ziehen, ob es nun Subventionen auf der einen Seite 
oder Reglementierungen auf der anderen Seite sind.  

Grüne Politik, ob sie am Ende von Grünen, Schwar-
zen oder Roten umgesetzt wird, hat überall ihre Fin-
ger drin und ist für den Unternehmer inzwischen häu-
fig maßgeblicher als die Bedürfnisse seiner Kunden. 
Das zahlt sich aus – nicht für den Bürger, der am 
Ende den Preis zahlen muss, und nicht für die Wirt-
schaft, die lieber ins Grünen-ärmere Ausland abwan-
dert, aber umso mehr für Ihre Partei.  

Übrigens: Nein, das ist keine rechtspopulistische 
Verschwörungstheorie. Kein Geringerer als Guido 
Westerwelle, der frühere Vorsitzende der FDP, be-
zeichnete Ihre Politik schon 2005 als eine moderne 
Form der Korruption.  

Also, meine Damen und Herren von den Grünen, 
wenn Sie es ernst meinen mit der Korruptionsbe-
kämpfung: Warum verbieten Sie Ihren Abgeordneten 
und Ministern nicht, nach ihrer Amtszeit Lobbyisten 
zu werden, insbesondere im eigenen Fachbereich, 
und warum verzichten Sie nicht auf Sponsoring für 
Parteitage und Parteiveranstaltungen? So ist das 

irgendwie ein bisschen unglaubwürdig, auch wenn 
wir dem Antrag an sich inhaltlich zustimmen kön-
nen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die Lan-
desregierung erteile ich Herrn Minister Reul das 
Wort. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Zwei Vorbemerkungen: 
Erstens. Wir sind uns, glaube ich, einig, dass eine le-
bendige parlamentarische Demokratie auf Aus-
tausch mit Parlamentariern, Bürgern und eben auch 
Interessenvertretern, also Lobbyisten, angewiesen 
ist. Lobbyismus ist erst einmal nichts Schlimmes, 
auch wenn es meistens als Kampfbegriff genutzt 
wird, was ich für einen Fehler halte. Übrigens haben 
die Antragsteller das ja auch hineingeschrieben. 

Zweitens. Die Antragsteller unterscheiden zwischen 
gutem und schlechtem Lobbyismus. An dieser Stelle 
gehen die Meinungen dann schon auseinander; 
denn die Politik braucht den Input aus der gesamten 
Gesellschaft. Ein Parlamentarier vertritt die Gesell-
schaft, das Volk, ist Sprachrohr des Volkes. Woher 
soll die Politik eigentlich wissen, was ihr Auftrag ist, 
wenn sie nicht mit der Bevölkerung redet? 

Die Gesellschaft hat Interessen, und zwar verschie-
dene. Um ihren Interessen Gehör zu verschaffen, 
schließen Menschen sich zusammen und gründen 
Interessenvertretungen. Es gilt eben, alle Interessen 
im Blick zu behalten. Deswegen macht diese Unter-
teilung in Gute und Böse überhaupt keinen Sinn. 

Ich kann hinzufügen: Im Europäischen Parlament 
habe ich das im wahrsten Sinne des Wortes erlitten. 
Wenn Sie mit der einen Gruppe redeten, waren Sie 
böse, und wenn Sie mit der anderen Gruppe redeten, 
waren Sie gut. Das macht keinen Sinn.  

Was aber Sinn macht, ist Transparenz über Kontakte 
zu Lobbyisten. Sie wissen, davon halte ich sehr viel. 
Deswegen finde ich es erst einmal richtig, dass wir 
über die Möglichkeiten eines Lobbyregisters spre-
chen. Übrigens wird das auch im Bundestag gerade 
verhandelt. Also: Das Thema ist schon auf der Ta-
gesordnung. 

Aber wir dürfen bei aller Transparenz im Handeln 
auch die praktische Handhabbarkeit nicht aus dem 
Auge verlieren. Das ist ein Kritikpunkt an dem vorlie-
genden Antrag. Da müsste man noch einmal ge-
nauer hingucken. 

Ich glaube, Sie gehen inhaltlich extrem weit. Das 
zeigt zum Beispiel der Vergleich des mit diesem An-
trag angestrebten Gesetzesvorhabens mit dem Ge-
setzesvorhaben auf Bundesebene. Ihr Antrag fordert 
den Beteiligten nämlich ungeheuer viel ab, nicht nur 
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den Lobbyistinnen und Lobbyisten, sondern auch 
Ihnen, den Abgeordneten, der Landtagsverwaltung, 
dem Parlament und natürlich auch der Regierung. 
Sie werden die Debatte im Innenausschuss ja noch 
führen. Da gehört sie auch hin.  

In der vorliegenden Form ist dieser Antrag nicht aus-
gewogen und auch noch nicht zu Ende gedacht. So 
wird das nicht funktionieren. Ich will nur auf ein paar 
Probleme hinweisen: 

Erstens. Ich befürchte, würden wir diesen Antrag so 
beschließen, würde ein Bürokratiemonster, eine Da-
tenkrake geschaffen. Ich will das begründen. 

Die Dokumentationspflichten gehen sehr weit. Prak-
tisch jede Kontaktaufnahme soll mit Datum und 
Thema dokumentiert werden. So wird dann genau 
festgehalten, wer bei welchem Thema welche Mei-
nung vertritt, wer wann wo was zu wem gesagt hat. 
Machen wir uns doch nichts vor: Das wird viele ab-
schrecken, überhaupt ihre Meinung zu sagen bzw. 
ihre Interessen zu vertreten. Oder aber man erreicht 
das Gegenteil: Es könnte nämlich versucht werden, 
indirekte Kontakte zu suchen. Es kann aber nicht ge-
wollt sein, dass man dann nicht mehr offiziell im 
Landtag redet, sondern sich irgendwo trifft. 

Zweitens. Es liegt ja der Vorschlag zur Schaffung ei-
nes öffentlich einsehbaren und durchsuchbaren Re-
gisters vor. Bei der extremen Fülle an Daten, die die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sammeln will, stel-
len sich grundlegende Fragen auch im Hinblick auf 
das Datenschutzrecht. Das wird schon eine ganz 
schön komplexe Geschichte werden. Ferner wird es 
enorm arbeits- und zeitaufwendig; denn wir reden 
über eine große Menge von Daten. Diese müssen 
auch fortlaufend aktuell gehalten werden; wenn sie 
nicht aktuell gehalten werden, droht ein Bußgeld. 
Wer soll das eigentlich leisten? 

Drittens. Ich kann verstehen, dass man eine Baga-
tellschwelle einführen will. Wer darunter bleibt, muss 
sich nicht registrieren. Der Entwurf auf Bundesebene 
geht ja in eine ähnliche Richtung. Aber wie soll das 
praktisch funktionieren, wenn zugleich zahlreiche 
Einflussmöglichkeiten nur noch den registrierten 
Lobbyisten offenstehen? Ich glaube, das alles ist 
noch nicht zu Ende gedacht. Wenn sich jemand nicht 
registrieren muss, wie soll er da noch die Möglichkeit 
zum Mitreden haben, und wie soll dann in Bezug auf 
die Lobbyisten überhaupt noch etwas dokumentiert 
werden? 

Viertens. Der legislative Fußabdruck ist sicherlich 
theoretisch ein charmanter Gedanke. Aber wir müs-
sen schon fragen: Wer soll eigentlich die erforderli-
che Dokumentationsarbeit leisten, und wo ziehen wir 
die Grenzen? Spricht die Interessenvertreterin ge-
rade mit ihrem Abgeordneten, oder spricht sie mit ih-
rem Nachbarn oder vielleicht mit ihrem Vereinskolle-
gen? Auf alle diese Fragen gibt es in dem Antrag 

keine Antwort. Das halte ich aber für ganz wesent-
lich. Diese Fragen müssen geklärt werden. 

Ohne eine stichhaltige und durchdachte Beantwor-
tung kann so ein Vorhaben nicht funktionieren. Im 
Detail ist noch eine Menge Nacharbeit nötig. Das An-
liegen ist berechtigt. Aber festzulegen, wie man es 
macht, ist bedauerlicherweise gar nicht so einfach. 

Bitte verstehen Sie mich nicht falsch: Ich glaube 
nicht, dass eine Regelung prinzipiell überflüssig ist. 
Im Gegenteil, ich glaube, in der Grundhaltung zu 
mehr Transparenz sind wir uns einig. Das haben 
auch vergangene Plenardiskussionen gezeigt. Also 
alles, was transparenter Entscheidungsfindung dient, 
ist erst einmal gut, klingt gut. Aber wir müssen dann 
natürlich aufzeigen, wie das funktioniert. 

Wir können beispielsweise aufzeigen, wie viele Men-
schen alleine oder als Vertreter von Interessengrup-
pen täglich damit beschäftigt sind, das Leben in 
NRW besser zu machen. Lobbyismus widmet sich 
nämlich nicht nur Einzelinteressen. Lobbyismus ist 
manchmal auch gemeinwohlorientiert. Das ist eine 
ganz andere Art von Lobbyismus.  

Oder denken wir an die Form, die Herr Wolf eben an-
gesprochen hat, dass sich jemand aus dem Wahl-
kreis meldet, weil er ein Anliegen hat. Ist das über-
haupt Lobbyismus, oder was ist es dann? Ist das nur 
Bürgerwille, der sich artikuliert? 

Ich finde es richtig, dass die Menschen entscheiden 
können, welche Form der Einflussnahme in ihrem In-
teresse ist und welche nicht. Deshalb braucht man 
Transparenz. Dialog und Diskurs mit gesellschaftli-
chen Gruppen gehören zum politischen Willensbil-
dungsprozess dazu wie die Butter zum Brot. Wir 
brauchen Regeln, die Transparenz ermöglichen, wo 
sie erforderlich ist. Aber sie dürfen auch den beidsei-
tigen Gesprächsbedarf nicht künstlich unterdrücken.  

Das Grundanliegen, der Öffentlichkeit mehr Informa-
tionen zugänglich zu machen, Interessenkonflikte of-
fenzulegen und Kontrollmöglichkeiten zu schaffen, 
ist okay. 

Hier geht auch der Bundesgesetzgeber in die richtige 
Richtung. Vielleicht könnten wir die Erfahrungen, die 
da gewonnen werden, in unseren Überlegungen 
nutzbar machen und in der Zwischenzeit ernsthaft 
diskutieren, wie wir dieses Modell, dieses Anliegen 
im Detail ausgestalten wollen. Dazu sollte man sich 
die nötige Zeit nehmen. Der Innenausschuss bietet 
dafür eine Gelegenheit. Ich freue mich auf die De-
batte. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minis-
ter. – Für die Fraktion der Grünen hat sich noch ein-
mal Herr Abgeordneter Bolte-Richter zu Wort gemel-
det. 
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Matthi Bolte-Richter*) (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Erst 
einmal vielen Dank für die Debatte bis hier. Es ist 
eine ganze Reihe von Gesprächsangeboten formu-
liert worden. Ich hoffe natürlich, dass sie ernst ge-
meint sind, und würde sie dann sehr gerne anneh-
men. 

Ich glaube, es ist tatsächlich ein Thema. Deswegen 
habe ich zum Schluss meiner Rede die Gemeinsam-
keit in den Vordergrund gerückt, was wir gemeinsam 
angehen sollten. Denn wir haben auch festgestellt, 
dass es von der Bundesebene ausgehend eine ge-
wisse Bewegung bei dem Thema gibt. 

Ich würde gerne auf einige Punkte eingehen. Kollege 
Höne hat erklärt, dass die Exekutive in dieser Diskus-
sion stärker berücksichtigt werden muss. – Diese Kri-
tik haben Grüne und FDP auf der Bundesebene ge-
meinsam an dem Gesetzentwurf geäußert. 

Bei unserem Antrag ist die Exekutive enthalten, und 
mit dem Instrument des legislativen Fußabdrucks 
wird noch einmal abgesichert, dass gerade auf Re-
gierungsseite eine umfassende Transparenz be-
steht. Da müssen wir als Parlament uns nicht klein-
machen. Das können wir von einer Regierung auch 
einfordern, die von unserem Vertrauen abhängig ist. 

Herr Wolf hatte das Thema „Bagatellschwelle“ ange-
sprochen. – Wir haben in den Antrag bewusst nur 
aufgenommen, dass es solch ein Instrument geben 
muss, weil eben Grenzfälle existieren. Das ist völlig 
klar. Es gibt durchaus Grenzfälle. Beim US-Kongress 
etwa, um ein Beispiel zu nennen, liegt die Schwelle 
für Lobbyaufwendungen an einem konkreten Fall bei 
bis zu 2.500 Dollar, die aufgewendet werden dürfen, 
ohne dass es anzeigepflichtig ist. Ich finde das relativ 
hoch gesetzt, aber solche Instrumente gibt es. 

Natürlich steht im Mittelpunkt unseres Antrags die In-
teressenvertretung mit dem Ziel, Politik zu beeinflus-
sen. Das bedeutet: Wenn mich jemand fragt, wie er 
die Coronahilfe beantragen kann, dann ist das 
selbstverständlich kein Lobbyismus.  

Letzter Punkt, auf den ich gerne eingehen möchte: 
Lieber Kollege Geerlings, das, was Sie vorgetragen 
haben, war genau das Schwarz-Weiß, das Sie mir 
unterstellt haben. Selbstverständlich ist es möglich, 
sich mit Unternehmen zu treffen, mit Kirchen, mit So-
zialpartnern, mit Umweltverbänden und allen ande-
ren, die in Punkt 1 b) unseres Antrags aufgeführt 
sind. Wir wollen, dass es diese Treffen gibt, weil sie 
richtig sind, weil sie zu unserer Meinungsbildung da-
zugehören. Wir wollen lediglich Transparenz dar-
über, dass es diese Treffen gibt. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es muss nicht unbedingt Transparenz darüber ge-
schaffen werden, wer welche einzelne Meinung ver-
treten hat, Herr Minister, sondern das Thema muss 

klar sein. Anhand des Themas kann ich nachvollzie-
hen, was Gegenstand des Treffens war. 

Ich komme zum Schluss. Wir alle gemeinsam brau-
chen diese Diskussion. Ich habe aus der Debatte mit-
genommen, dass es eine Bereitschaft gibt, in die Dis-
kussion einzutreten. Wenn wir das schaffen, dann 
haben wir heute tatsächlich einen großen Schritt hin 
zu mehr Transparenz und mehr Demokratie in unse-
rem Land geschafft. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Es liegen 
mir keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. Ich 
schließe die Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
17/10838 an den Innenausschuss. Die abschlie-
ßende Beratung und Abstimmung sollen dort in öf-
fentlicher Sitzung erfolgen. Ist jemand dagegen? – 
Enthält sich jemand? – Das ist nicht der Fall. Damit 
ist die Überweisungsempfehlung einstimmig ange-
nommen.  

Ich rufe auf: 

6 Gesetz zur Erweiterung von Auskunftsrechten 
auf Mitglieder der Medienkommission gegen-
über der Landesanstalt für Medien (Auskunfts-
rechte-Erweiterungsgesetz Medienkommission 
NRW) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/10856 

erste Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende AfD-Fraktion dem Abgeordneten Trischler 
das Wort. 

Sven Werner Tritschler*) (AfD): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie werden 
sich vielleicht erinnern, dass ich für meine Fraktion 
im vergangenen November einen Gesetzentwurf ins 
Plenum eingebracht habe. Er wurde im Mai dieses 
Jahres abschließend beraten. 

Es ging darum, dass die Lokalradios in Nordrhein-
Westfalen von sogenannten Veranstaltergemein-
schaften kontrolliert werden, deren Mitgliedschaft 
meist nirgendwo veröffentlicht wird. Diese Geheim-
gesellschaften, so muss man sie nennen, werden 
von Lokalpolitikern und Verbandsfunktionären be-
setzt. Man kennt das zwar vom WDR-Rundfunkrat, 
der ähnlich aufgebaut ist, aber wenigstens sind die 
Mitglieder dort bekannt und müssen gewisse Selbst-
auskünfte erteilen. 


	Nordrhein-Westfalen Plenarprotokoll 17/99

